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Sehr geehrte Damen und Herren,

anliegend übersende ich Ihnen den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften
über die außergerichtliche Streitbeilegung in Verbrauchersachen; Der Entwurf ist noch nicht

von der Bundesregierung beschlossen worden. Die Ressortabstimmung läuft noch.

Der Entwurf schlägt im Wesentlichen vor, die derzeit den Ländern zugewiesene Aufgabe der

ergänzenden Verbraucherschlichtung (Universalschlichtung) zum 1. Januar 2020 auf den

Bund zu übertragen. Durch den Betrieb einer bundesweiten Universalschlichtungsstelle soll

der Bund eine europäische Verpflichtung erfüllen, wonach im Bundesgebiet flächendeckend

für eine Infrastruktur von Verbraucherschlichtungsstellen für Verbraucherstreitigkeiten zu

sorgen ist.

Überdies regelt der Entwurf, dass ein Verbraucher oder ein Fluggast im Luftverkehrsbereich,

der sich nach Erhebung einer zivilprozessualen Musterfeststellungsklage in das Klageregis-

ter hat eintragen lassen, nicht noch parallel zum Musterfeststellungsverfahren ein Schtich-

tungsverfahren über den streitigen Anspruch oder das streitige Rechtsverhältnis führen kann.
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SEITE2VON2 Ferner soll geregelt werden, dass das Bundesamt für Justiz nicht nur die deutsche Kontakt-
stelle für die Europäische Plattform zur Online-Streitbeilegung ist, sondern in dieser Funktion
Verbraucher und Unternehmer auch bei rein innerstaatlichen Streitigkeiten beraten kann,
wenn die Beschwerde über die Europäische Plattform zur Online-Streitbeilegung eingereicht
worden-ist.

Schließlich sollen durch das Bundesamt für Justiz anerkannte private Schlichtungsstellen im
Versicherungsbereich verpflichtet werden, die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
Sicht über Geschäftspraktiken eines Unternehmers zu unterrichten, die ihnen bei ihrer
Schlichtungstätigkeit bekannt geworden sind und die die Interessen von Verbrauchern
erheblich beeinträchtigen können.

Ich bitte Sie, Ihre (eventuelle) Stellungnahme zu dem Referentenentwurf bis zum

14. Februar 2019

an das Referatspostfach RA1@bmjv. bund. de zu übersenden.

Der Entwurf ist auf der Internetseite des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucher-
schütz veröffentlicht unter:

htt s://www. bmv. de/SharedDocs/Gesetz ebun sverfahren/DE/Streitbeile un Verbraucher
Sachen. html

Bitte beachten Sie, dass die von Ihnen eingereichten Stellungnahmen grundsätzlich auf
unserer Internetseite publiziert werden. Dies umfasst auch Namen und sonstige personen-
bezogene Daten, die in dem Dokument enthalten sind. Dazu bitten wir darum, die Stellung-
nähme in einem PDF-Format einzureichen. Sofern Sie mit der Veröffentlichung personen-
bezogener Daten nicht einverstanden sind, bitten wir, diese aus dem Dokument zu entfer-
nen. Falls Sie der Publikation im Internet insgesamt widersprechen, wird auf der Internetseite
des BMJV lediglich vermerkt, dass eine Stellungnahme eingereicht wurde und wer diese
verfasst hat.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

O^\TJ?A
(Dr. Thole)


